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In der laufenden Herbstsession
arbeitet das Bundesparlament
nahezu mit Warp Speed, mit
Überlichtgeschwindigkeit.Und es
fällt spektakuläre Entscheide:
GesternAbend hat derNational-
rat beschlossen, bei dem seit
Jahren blockierten Ausbau des
Grimsel-Stausees die normalen
Rechtsverfahren teils auszu-
hebeln. In einemdringlichenBun-
desgesetz erteilt der Rat weitge-
hend eine Carte blanche für eine
rasche Erhöhung der Staumau-
er um 23 Meter. Naturschutzan-
liegenwerden per Bundesgesetz
hinter die Interessen der Strom-
produktion zurückgestuft.

DerNationalrat nimmt damit
einen Steilpass auf, den ihm der

Ständerat zugespielt hat. Dieser
hat vor zehn Tagen einen spek-
takulären Entscheid gefällt: für
den Bau alpinerGrosssolarkraft-
werke bis Ende 2025 die üblichen
Bewilligungsverfahren teilweise
auszusetzen.DerNationalrat hat
nun diese Solaroffensive auf die
Wasserkraft ausgeweitet. Zur
«Lex Alpinsolar» kommt eine
«Lex Grimsel» hinzu.

Letztere ist ein persönlicher
Erfolg fürAlbert Rösti, der gleich
doppelt einen engen Bezug zum
Grimselprojekt hat. Erstens ist er
SVP-Nationalrat aus dem Stand-
ortkanton Bern, zweitens Präsi-
dent des Wasserwirtschaftsver-
bands, also derWasserkraftlobby.
Rösti war es, der in der vorbera-

tenden Kommission den Antrag
einreichte, zusätzlich zu alpinen
Solaranlagen auchWasserkraft-
werke in das dringliche Bundes-
gesetz aufzunehmen.

Rösti setzt sich damit auch ge-
gen seinen eigenenFraktionschef
durch. Für Thomas Aeschi ist die
Vorlageverfassungswidrig,wie er
imRat sagte.Mit demdringlichen
Gesetz erteile die Bundesver-
sammlung für die erwähnten
Energieprojekte faktisch gleich
selberdie Baubewilligungundver-
unmögliche eine unabhängige
Überprüfung durch die Gerichte.
«So geht es nicht», sagte Aeschi.
Er warnte vor dem «Fluch der
bösenTat»,die zwangsläufigwei-
tere verfassungsrechtliche Sün-

denfälle nach sich ziehen werde.
Ursprünglich wollte er daher
Nichteintretenbeantragen–nach
einer Diskussion in der Fraktion
beugte er sich aber Rösti.

Keine Solarpflicht
für Einfamilienhäuser
Damit baut der Nationalrat die
Energieoffensive also aus. In zwei
anderen Punkten korrigiert er die
Vorlage des Ständerats aber subs-
tanziell. Erstens baut er verfas-
sungs- und umweltrechtliche
Grenzen ein. Damit reagiert er
zumEinen auf Kritik des Bundes-
amts für Justiz, dasvor einemVer-
fassungsbruch warnte. Zudem
hält er in seiner Version explizit
fest,dass die geplantenSolarkraft-

werke weder in Biotopen von
nationaler Bedeutung noch in
Wasser- oderZugvogelreservaten
gebaut werden können.

Bedeutend ist eine zweite Ein-
schränkung, die der Nationalrat
bei der vom Ständerat beschlos-
senen Solarpflicht vornahm.
Dessen Entwurf sah vor, dass bei
allen Häusern künftig zwingend
Solaranlagen auf das Dach gehö-
ren. Der Nationalrat schränkt
diese Pflicht nun auf Gebäude
mit über 300Quadratmetern ein
– das heisst: Alle Einfamilien-
häuser sind von der Solarpflicht
ausgenommen.Mehrere Redner
und Rednerinnen betonten, dass
dieserKompromiss von allenOp-
fer verlange. «Alle mussten über

ihren Schatten springen und
Kröten schlucken», sagte etwa
Nadine Masshardt (SP).

Schliesslich stimmte der Rat
der Vorlage mit 149 Stimmen zu
– lediglich 17 Ratsmitglieder aus
verschiedenen Parteien lehnten
ab, auch in der SVP stimmte eine
klare Mehrheit mit Ja. Die grüne
Fraktion enthielt sich gross-
mehrheitlich.

Bereits heute kommt die Vor-
lage nochmals in den Ständerat.
Falls er die Änderungen des Na-
tionalrats übernimmt, ist das
Sondergesetz unter Dach und
Fach. In Kraft tretenwürde es be-
reits am nächsten Samstag.
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Albert Röstis Coup für die Grimsel-Staumauer
Notgesetz für mehr Stromproduktion Was für den Bau von Grosssolaranlagen galt, wird nun auf die Wasserkraft ausgeweitet.
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Frau Gebhard,werden Frauen
undMänner in der Schweiz
medizinisch gleich gut betreut?
Leider nicht. Frauen sind unter-
versorgt. So werden etwa Frau-
en, die eine Herz-Kreislauf-
Erkrankung haben, weniger oft
intensiv untersucht und behan-
delt. Das haben wir letztes Jahr
in einer schweizweiten Studie
gezeigt. Gerade junge Frauen
werden seltener auf eine Inten-
sivstation aufgenommen als
Männer, auch wenn sie gleich
schwer krank sind.

Hat eine Frau demnach
ein höheres Risiko, nicht
angemessen behandelt
zuwerden, als einMann?
Ganz klar.Hinzu kommt,dass bei
Frauen viel häufiger falsche Dia-
gnosen gestelltwerden.Eine jun-
ge Frau,die einenHerzinfarkt er-
leidet, hat ein siebenmal höheres
Risiko, eine Fehldiagnose zu er-
halten,als eingleichaltrigerMann.

Dass sich ein Herzinfarkt
bei Frauen anders zeigt,
ist nichts Neues.Wiesowird er
bei Frauen trotzdem so häufig
übersehen?
Zwar zeigt sich auch bei Frauen
das typischeDruckgefühl auf dem
Brustkorb. Frauen haben aber
häufiger atypische Symptome –
wie etwaBauchschmerzen,Übel-
keit und Erbrechen. Oft treten
mehrere Symptome gleichzeitig
auf, was die Diagnose erschwert
unddieBehandlungverzögert.Zu
Verzögerungen führt aber auch
dasVerhaltenderFrauen.Sie stel-
len ihre eigene Gesundheit hin-
ter diejenige ihrer Angehörigen.

Frauenwarten lange, bis sie
sich ärztliche Hilfe holen?
Genau. Sie nehmen zwar häufi-
ger Vorsorgeuntersuchungen in
Anspruch. Sie sind fürpräventive
Massnahmen empfänglicherund
leben gesünder. In akuten Situa-
tionen kümmern sie sich aberoft
noch um die Kinder oder erledi-
gen anderes, bevor sie sich unter-
suchen lassen.Das hatmit den so-
zialen Rollen vonMann und Frau
zu tun.EswirdvonFrauen erwar-
tet, dass sie sich hinten anstellen.

Heisst das, dass sich
gesellschaftliche Erwartungen

negativ auf ihre Gesundheit
auswirken?
Die klassische Rollenverteilung
ist in der Schweiz immer noch
weitverbreitet. Frauen erfüllen
traditionell weibliche Aufgaben
und übernehmen daneben neue
Rollen, etwa im Berufsleben.
Diese Mehrfachbelastung ist ein
Gesundheitsrisiko, das kaum er-
kanntwird. Ein Forschungsteam
desUniversitätsspitals Zürich hat
vor einigen Wochen nachgewie-
sen,dass in den letzten zehn Jah-
ren der Stress bei Frauen stark
zugenommen hat.

Jede zehnte Frau ist von
Endometriose betroffen.Würde
es sich für Pharmakonzerne
nicht lohnen, dagegen ein
Medikament zu entwickeln?
Es würde sich sicher lohnen,
mehr in die Frauengesundheit
zu investieren. Frauen leben län-
ger als Männer, und je gesünder
sie altern, desto weniger belas-
ten sie das Gesundheitssystem.
Dafürmüssteman aber erst ein-
mal anerkennen, dass es Erkran-
kungen gibt, die viele odermehr-
heitlich Frauen betreffen.Die In-
dustrie hat sich lange nicht
sonderlich für geschlechtsspezi-
fische Medizin interessiert. In
letzter Zeit bin ich vermehrt auf
mögliche Projekte angesprochen
worden.

Das Interesse der
Pharmafirmen nimmt also zu?
Es setzt einUmdenken ein.Da ist
auch die Politik gefordert: Sie
sollte die Gendermedizin stärker

fördern,wie es an derFrauenses-
sion diskutiert wurde. Wichtig
wäre es unter anderem,eine brei-
te Öffentlichkeit über die fatalen
Konsequenzen von geschlechts-
unspezifischer Medizin – etwa
beimHerzinfarkt–zuinformieren.

Welche Stellung hat Genderme-
dizin imWissenschaftsbetrieb?
Sie erfährt immer mehr Auf-
merksamkeit. Die Pandemie hat
dazu beigetragen. Sie fristet aber
immer noch ein Nischendasein.
Die Schweiz steht hinter ande-
ren europäischen Ländern und
den USA als Schlusslicht da. Es
gibt hierzulande noch keinen
Lehrstuhl und kein Institut für
das Fach.Daswird sich in Zürich
hoffentlich bald ändern.

In der Pandemiewurden
geschlechtsspezifische Unter-
schiede breit wahrgenommen.
Hat Covid-19 der Gender-
medizin Schub verliehen?

Ja, da man gleich zu Beginn der
Pandemie gesehen hat, dass
es deutliche Geschlechterunter-
schiede gibt und Männer häufi-
ger schwer erkranken als Frauen.
Letzteres ist auf biologische
Unterschiede zurückzuführen.
Frauen profitieren von einem
stärkeren Immunsystem. Sie lei-
den dafür stärker unter Langzeit-
folgen. Besonders gut ausgebil-
dete Frauen, die stark einge-
spannt und alleinstehend sind,
scheinen ein hohes Risiko für
Long Covid zu haben.

Wie reagiert das Gesundheits-
wesen auf solche Erkenntnisse?
Es reagiert sehr schleppend oder
gar nicht. Dass es bei Herz-Kreis-
lauf-ErkrankungenUnterschiede
zwischen den Geschlechtern
gibt,weissman seit dreissig Jah-
ren. Dennoch werden Frauen
immer noch nicht angemessen
behandelt. Es fehlen zum Bei-
spiel Vorgaben, dass Forschende

geschlechtsspezifische Aspekte
berücksichtigen müssen.

Sollte die Politik
solcheVorgaben erlassen?
Ja. Förderinstitutionen und
Ethikkommissionen können
ebenfalls Einfluss nehmen. Sie
tun dies noch zuwenig.Auch in-
teressieren sich in der Schweiz
hauptsächlich Frauen für ge-
schlechtsspezifische Medizin.
Frauen spielen in den Führungs-
gremien des Gesundheitswesens
aber eine ganz kleine Rolle.

Zwei parlamentarische
Vorstösse verlangen, die
Gendermedizin zu stärken.
Waswürde ein nationales
Forschungsprogrammbringen?
Es würde die Gendermedizin
wesentlich voranbringen. Wir
Forschenden könnten uns bes-
servernetzen. ImMoment arbei-
tet jede Universität für sich. Im
Rahmen eines nationalen For-
schungsprogrammswären gross
angelegte Projekte mit mehr
Teilnehmenden möglich.

Was habenMännervon einer
Stärkung der Gendermedizin?
Es bringt ihnen genauso viel wie
den Frauen. Sie haben beispiels-
weise bei Infektionen oder be-
stimmten Krebserkrankungen
Nachteile. Würde man genauer
wissen,warumFrauenbesserge-
schützt sind, könntemandies für
entsprechendeTherapiennutzen.

«Frauen sind unterversorgt»
Gendermedizin Frauen undMänner erkranken unterschiedlich. Dennoch orientiert sich das Gesundheitswesen überwiegend
ammännlichen Körper. Gendermedizinerin Cathérine Gebhard begrüsst den Druck aus dem Parlament, dies zu ändern.

Ärztin Cathérine Gebhard erforscht geschlechtsspezifische Unterschiede bei Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Covid-19. Foto: Daniel Kellenberger

«Eswird von
Frauen erwartet,
dass sie sich
hinten anstellen.»

Eine Pionierin, zwei Vorstösse

Cathérine Gebhard ist Kardiologin
und Gendermedizinerin. Sie
arbeitet als Leitende Ärztin
am Inselspital Bern. Daneben
erforscht sie geschlechts-
spezifische Unterschiede bei
Herz-Kreislauf-Erkrankungen
und Covid-19. Sie hat dafür
2016 eine Professur des
Schweizerischen Nationalfonds
erhalten. Die 44-Jährige hat in
Tübingen, Grossbritannien und
Kanada studiert.

Ein nationales Forschungs-
programm soll die Gendermedizin
insgesamt voranbringen. Dies
fordern zwei Motionen, welche in
dieser Session auf der Traktan-
denliste stehen. Sie gehen auf
Anliegen der nationalen Frauen-
session 2021 zurück. (red)


